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Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB i.V. mit § 13 a BauGB 

 

Der Bebauungsplan „Gachenbach-Nord / 3. Änderung“ ist am 06.02.1998 durch 
Bekanntmachung in Kraft getreten.  

 

Anlass und Ziele der Planung 

Grund für die Änderung des Bebauungsplanes ist der Antrag eines Bauwerbers, der auf 
einem im Änderungsbereich liegenden Baugrundstück sein Wohnhaus aufstocken will 
(bauliche Nutzung „II“). Im Bebauungsplan ist für das Bauquartier jedoch lediglich die 
bauliche Nutzung „I“ zulässig. Einer Befreiung wurde seitens des Landratsamtes  im Rahmen 
einer Bauvoranfrage nicht zugestimmt. Das Landratsamt fordert eine entsprechende 
Änderung des Bebauungsplanes. 

Der Gemeinderat hat daraufhin in seiner Sitzung am 30.01.2018 beschlossen, den 
Bebauungsplan durch den der ursprüngliche Bebauungsplan „Gachenbach-Nord“ ersetzt 
wurde, unter der Bezeichnung „2. Änderung Bebauungsplan Gachenbach-Nord / 3. 
Änderung“ zu ändern.  

Der Umgriff der 2. Änderung umfasst eine Fläche von 4.602 m2, der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans „Gachenbach-Nord / 3. Änderung“ umfasst eine Fläche von 42.460 m2. 

 

 

Ausschnitt aus dem  rechtsverbindlichen Bebauungsplan „Gachenbach-Nord / 3. Änderung“  
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Planänderungen 

Die Änderung umfasst eine Erhöhung der zulässigen baulichen Nutzung „I“ auf max. „II“ in 
einem Teilbereich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (siehe beiliegende 
Planzeichnung). 

Die Dachneigung für die bauliche Nutzung „II“ soll auf 15 bis 30 Grad für das gesamte 
Baugebiet festgesetzt werden. 

Für die bauliche Nutzung „I“ verbleibt es bei einer Dachneigung von 30 bis 38 Grad. Für eine 
ebenfalls zulässige Bebauung „I+D“ wird eine Dachneigung von 38 bis 45 Grad festgesetzt. 

Der Bebauungsplan „Gachenbach-Nord/3. Änderung“ sowie eine 1. Änderung des 
Bebauungsplanes (Satzung; lediglich Beschränkung der zulässigen Wohneinheiten) sind 
rechtsverbindlich.  

Städtebaulich ist die Änderung vertretbar und positiv auch hinsichtlich der Berücksichtigung 
der vorrangigen Innenentwicklung und Nachverdichtung, der Wohnqualität, des 
Umweltschutzes und des Orts- und Landschaftsbildes zu bewerten. Die Bebauungsdichte 
bleibt gering. Nachbarn werden nicht beeinträchtigt, da die Baufenster beibehalten und die 
Abstandsflächen eingehalten werden müssen.  

Die übrigen Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplans „Gachenbach-Nord / 3. 
Änderung“ und der bisherigen Änderung gelten unverändert weiter, sofern durch diese 
Änderung keine anderweitigen Festlegungen getroffen sind.  

 

Artenschutz 

Brachflächen oder extensiv genutztes Grünland sind nicht vorhanden. Deshalb ist das Gebiet 
selbst kein Lebensraum für besondere empfindliche Tiergruppen. Es wird dem Bauherrn 
empfohlen, vor Baubeginn den Bau- und Grünbestand auf das Vorhandensein etwaiger 
geschützter Tierarten zu untersuchen.  

Es wird darauf hingewiesen, dass es nach § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) 
verboten ist, in der Zeit vom 1. März  bis zum 30. September Baumfällungen vorzunehmen.  

 

Wasserwirtschaftliche Hinweise 

Niederschlagswasser von Verkehrsflächen ist breitflächig zu versickern. Dachflächenwasser 
ist zu versickern, soweit sickerfähiger Untergrund ansteht. Gebäudedrainagen dürfen nicht 
am Abwasserkanal angeschlossen werden. 

Alle Bauvorhaben sind an die öffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen.  

Vorrangig ist die Versickerungsmöglichkeit bei jedem Einzelvorhaben zu prüfen. 

Die Anforderungen an das erlaubnisfreie schadlose Versickern von Niederschlagswasser 
sind der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung –NWFreiV- und den zugehörigen 
technischen Regeln –TRENGW- zu entnehmen. 

Hinweis: Für die Behandlung des Niederschlagswassers wird auf das Merkblatt des 
Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz "Beseitigung des Niederschlagswassers von 
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befestigten Verkehrsflächen aus Sicht des Gewässerschutzes" verwiesen 
(http://www.lfu.bayern.de/wasser/fachinformationen/niederschlagswasser_versickerung/in). 

 

Sollten im Bereich des Bebauungsplanes Altlastenverdachtsflächen, ein konkreter 
Altlastenverdacht oder sonstige Untergrundverunreinigungen bekannt sein bzw. werden, ist 
dies dem Wasserwirtschaftsamt umgehend mitzuteilen  

(Art. 1 BayBodSchG). Maßnahmen zur Erkundung bzw. Sanierung sind mit dem 
Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt abzustimmen. 

 

 

Planungsinstrument und Umweltprüfung 

Die Änderung wird, da ggf. die Grundzüge des früheren, nach wie vor rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes betroffen sind, auf der Rechtsgrundlage des § 13 a BauGB 
vorgenommen.  

Die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer UVP unterliegen, 
wird nicht begründet (§ 13 a Abs. 1 BauGB), ebenso liegen keine Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter vor.  

Nach § 13 a Abs. 3 Ziff. 1. wird daher von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, dem 
Umweltbericht nach § 2 a und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB abgesehen; 
Ausgleichsflächen sind gem. § 13 a Abs. 2 Ziff. 4. nicht erforderlich. 

 

 


